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LAND BURGENLAND  

LANDESAMTSDIREKTION – GENERALSEKRETARIAT 
VERFASSUNGSDIENST 

 

An das  
Bundesministerium für Arbeit, Soziales 
und Konsumentenschutz 
Stubenring 1 
1010 Wien 

 Eisenstadt, am 21.03.2017 
Sachb.: Mag. Simone Laky 

Tel.: +43 5 7600-2224 
Fax: +43 2682 61884  

E-Mail: post.gs-vd@bgld.gv.at 

 
 
Zahl:  LAD-GS/VD.B932-10004-2-2017 

Betr eff : Bundesgesetz, mit dem das Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz und 
Sozialbetrugsbekämpfungsgesetz geändert werden; Begutachtungsverfahren; 
Stellungnahme 

 
Bezug:  BMASK-462.203/0018-VII/B/2017 

 

Mit dem vorliegenden Begutachtungsentwürfen sollen im Bereich des Lohn- und 

Sozialdumping-Bekämpfungsgesetzes Vereinfachungen bei den Regelungen über die 

ZKO-Meldung, das Bereithalten von Unterlagen und die Festlegung der Ansprechperson 

für Dienstleistungserbringer in der Transportbranche vorgenommen und Änderungen im 

Sozialbetrugsbekämpfungsgesetz hinsichtlich der Novelle zum Zustellgesetz vorgesehen 

werden. Zu diesen vorliegenden Begutachtungsentwürfen werden seitens des Amtes der 

Burgenländischen Landesregierung keine Einwände bzw. keine Änderung- oder 

Ergänzungswünsche erhoben; vielmehr wird das intendierte Vorhaben einer 

Vereinfachung begrüßt. 

 

4/SN-298/ME XXV. GP - Stellungnahme zu Entwurf (elektr. übermittelte Version) 1 von 3

www.parlament.gv.at



  Seite 2 von 3 

Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass die eingeräumte Begutachtungsfrist lediglich 

neun Tage – sohin äußert knapp bemessen – betragen hat. Eine Begutachtungsfrist von 

neun Tagen entspricht weder den Vorgaben des Bundeskanzleramtes zur Festsetzung 

angemessener Fristen für die Begutachtung von Bundesgesetzen (vgl. das Rundschreiben 

des Bundeskanzleramtes-Verfassungsdienst, GZ BKA-600.614/0002-V/2/2008, vom 2. 

Juni 2008) noch der Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden 

über einen Konsultationsmechanismus und einen künftigen Stabilitätspakt der 

Gebietskörperschaften. 

 

Eine Ausfertigung dieser Stellungnahme ergeht an die E-Mail Adresse 

„begutachtungsverfahren@parlament.gv.at“. 

 

Mit freundlichen Grüßen!  

 

Für die Landesregierung: 

Der Landesamtsdirektor: 

Mag. Ronald Reiter, MA 
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Zl.u.Betr.w.v.        Eisenstadt am 21.03.2017 
 
1. Präsidium des Nationalrates, Dr. Karl Renner-Ring 3, 1017 Wien 
2. Präsidium des Bundesrates, Dr. Karl Renner-Ring 3, 1017 Wien 
3. Allen Ämtern der Landesregierungen (z.H. der Herren Landesamtsdirektoren) 
4. Der Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt der NÖ Landesregierung, 

Schenkenstraße 4, 1014 Wien 
 
zur gefälligen Kenntnis. 

 

Mit freundlichen Grüßen!  

 

Für die Landesregierung:  
Der Landesamtsdirektor: 
Mag. Ronald Reiter, MA 
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